
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

12 RK 50/82 Urteil

in dem Rechtss■eü

..........v...oooobonnoooouocctooooooocoiotueo ..... ...,

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: .................. ....... .....,

oooo...ocooocooonohooonooo ...... to......llotnnooccoouo,

beigeladen:
. ..... O ....... ..... ..... ‚.... ....... e......

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 28. Februar 198ü

für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 9. Dezember 1981

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin berechtigt ist,

gemäß 55 9, 10 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung

nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung

(WGSVG) Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter nachzuent-

richten. ‘ "

Die 1909 geborene Klägerin ist laut Urteil des Kammergerichts in

Berlin vom 31. Mai 1979 rassisch Verfolgte nach dem Berliner

Gesetz über die Anerkennung und Versorgung der politisch, ras-

sisch oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus (PrVG) vom

13. April 1956. Sie war von 1923 bis 1930 zunächst als Lehrling

und sodann als Schneiderin bei der Firma M. J. in P. im

V. beschäftigt. Am 20. Juli 1930 ging sie in die USA, de-

ren Staatsangehörigkeit sie 1946 erwarb. Die Landesversiche-

rungsanstalt (LVA) R.
‘

stellte die Versicherungsunter-
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lagen für die Zeit vom 1. April 1926 bis 20. Juli 1930 wieder

her. Seit 1967 lebt die Klägerin in Berlin und bezieht von der

Beklagten ab 1. August 1974 Altersruhegeld, wobei auch eine Er-

satzzeit nach 5 1251 Abs 1 Nr M der Reichsversicherungsordnung_

(EVO) von 203 Monaten (1. Februar 1933 bis 31. Dezember 19H9)

berücksichtigt ist.

Mit Bescheid vom 30. August 1979 lehnte die Beklagte den Antrag

der Klägerin vom August 1975 auf Nachentrichtung von Beiträgen

nach dem WGSVGmit der Begründung ab, daß keine rentenversiche-

rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aus Verfolgungs—

gründen unterbrochen oder beendet werden sei. Der letzte Beitrag

zur Rentenversicherung sei bereits am 20. Juli 1930 entrichtet

worden. Der Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos (Wider-

spruchsbescheid vom 1“. Januar 1980). Das Sozialgericht (SG)

Berlin gab der Klage statt und verurteilte die Beklagte, der

Klägerin die Nachentrichtung von Beiträgen gemäß 95 9, 10 WGSVG

zu gestatten (Urteil vom 16. Juli 1981). Es führte zur Begrün-

dung aus, im Jahre 1930 habe lediglich eine Unterbrechung, aber

noch keine endgültige Beendigung der rentenversicherungspflich—

tigen Beschäftigung stattgefunden. Diese sei erst nach der na-

tionalsozialistischen Machtübernahme erfolgt, als sich die Klä-

gerin entschlossen habe, wegen der sich in Deutschland abzeich-

nenden Verfolgung nicht zurückzukehren.

Auf die Berufungen der Beklagten und der während des Klagever-

fahrens beigeladenen LVA Freie und Hansestadt Hamburg (die mit

Bescheid vom 1. April 1981 den Antrag der Klägerin auf Bei—
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tragsnachentrichtung gemäß Art 16 der Vereinbarung zur Durch-

führung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und

den Vereinigten Staaten von Amerika über Soziale Sicherheit iVm

den 55 10 und 10a WGSVGabgelehnt hatte) hat das Landessozial-

gericht (LSG) Berlin das Urteil des SG aufgehoben und die Klage

abgewiesen (Urteil vom 9. Dezember 1981). Das LSG hat auch den

Bescheid der Beigeladenen, über den das SG nicht befunden hatte,

aufgrund des $ 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Gegenstand

des Berufungsverfahrens angesehen, weil er "im Prinzip geeignet"

gewesen sei, den Bescheid der Beklagten vom 30. August 1979 zu

ersetzen. In der Sache hat das LSG zur Begründung ausgeführt: Die

Klägerin sei nicht berechtigt, Beiträge nach den 55 9, 10 WGSVG

nachzuentrichten, weil ihre rentenversicherungspflichtige Be-

schäftigung, die sie bis 1930 ausgeübt habe, nicht aus Verfol—

gungsgründen unterbrochen oder beendet worden sei. Die Unter-

brechung eines Beschäftigungsverhältnisses liege begrifflich nur

dann vor, wenn später eine Fortsetzung der Beschäftigung erfolge.

Das sei hier nicht gegeben, so daß die Klägerin im Jahre 1930 die

bis dahin ausgeübte Beschäftigung als Schneiderin bei der Firma

J. in P. beendet habe, als sie nach Amerika gegangen sei.

Die Klägerin habe selbst nicht vorgetragen, daß das damalige Be—

schäftigungsverhältnis für die Dauer ihres Aufenthalts in Amerika

dem Grunde nach fortbestanden habe und sie lediglich bis zu ihrer

Rückkehr beurlaubt gewesen sei. Die Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses, die demnach im Jahre 1930 stattgefunden habe,

habe indes nicht auf Verfolgungsgründen beruht. Das Vorbringen

der Klägerin, sie sei nach 1933 wegen der nationalsozialistischen

Verfolgung gehindert worden, in Deutschland erneut ein Beschäf-
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tigungsverhältnis einzugehen, könne selbst bei unterstellter

Richtigkeit des Vorbringens nicht zur Beitragsnachentrichtung

nach den 55 9, 10 WGSVGführen. Die auf Verfolgungsgründen be-

ruhende Verhinderung, ein Beschäftigungsverhältnis (wieder -)

einzugehen, sei vom Gesetzgeber nicht als Tatbestandsmerkmal der

55 9, 10 WGSVG berücksichtigt worden. Auch eine analoge Anwendung

dieser Vorschriften scheide aus. Dies würde voraussetzen, daß

eine ausfüllungsbedürftige Regelungslücke vorliege. Diese sei

jedoch nicht gegeben, da der Gesetzgeber in @ 10a WGSVGgeregelt

habe, welche Personen durch eine Nachentrichtungsmöglichkeit

entschädigt werden sollen, die aus Verfolgungsgründen an der

Eingehung eines Beschäftigungsverhältnisses gehindert worden

sind. Zu diesem Personenkreis gehöre die Klägerin ebenfalls

nicht. Sie könne somit weder nach 5 10 noch nach @ 10a WGSVG

Beiträge nachentrichten.

Mit der — vom Senat mit Beschluß vom 2“. Juni 1982 zugelasse—

nen - Revision wendet sich die Klägerin gegen die nach ihrer

Auffassung zu enge Auslegung der 55 9, 10 WGSVGdurch das LSG.

Das Berufungsgericht habe Sinn und Zweck der Regelung, die enge

Verbindung zu den einschlägigen entschädigungsrechtlichen Vor-

schriften und die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

nicht hinreichend beachtet. Im Rahmen des 5 9 WGSVGmüsse ein

Verfolgungstatbestand auch dann angenommen werden, wenn sich der

Versicherte aufgrund des allgemeinen Verfolgungsdrucks zur Aus—

wanderung entschlossen habe, um drohenden Gefahren zuvorzukommen.

Diejenigen Verfolgten, die nach ihrem bisherigen Berufsleben zum

Kreis der rentenversicherungspflichtigen Erwerbstätigen zu rech-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘_6_

nen seien, durch die Verfolgung aber derartige Tätigkeiten nicht

hätten fortsetzen können, seien durch die Möglichkeit einer Bei-

tragsnachentrichtung zu entschädigen. Entscheidend sei, ob die

weitere Teilnahme am Arbeitsleben als versicherungspflichtiger

Beschäftigter unterbrochen oder beendet worden sei. Nach der

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) liege ein verfol-

gungsbedingter Berufsschaden auch dann vor, wenn sich jemand vor

1933 zu Weiterbildungszwecken im Ausland aufgehalten und nach dem

30. Januar 1933 aus Verfolgungsgründen den Entschluß gefaßt ha-

be, nicht mehr nach Deutschland zurückzukehren. Analog zu dieser

entschädigungsrechtlichen Betrachtung müsse auch eine Berechti-

gung im Rahmen des WGSVG gegeben sein und gegebenenfalls die

lückenhafte Regelung des WGSVG durch die Rechtsprechung zu ihren

Gunsten geschlossen werden. 8 10a WGSVG könne dem nicht entge-

genstehen, weil dadurch nur ein bestimmter Kreis von Verfolgten

nachträglich einbezogen, die Lückenhaftigkeit der 55 9, 10 WGSVG

im übrigen aber nicht beseitigt worden sei.

Die Klägerin beantragt sinngemäß,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufungen gegen das Urteil des SG zurückzuweisen.

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie sind übereinstimmend der Auffassung, daß eine ausfüllungs-
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bedürftige Regelungslücke nicht vorliege.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 12h Abs 2

SGG).

II

Die Revision der Klägerin ist begründet. Sie führt zur Aufhebung

des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechts-

streits an das LSG.

Soweit das LSG auch über den Bescheid der Beigeladenen vom

1. April 1981 entschieden hat, ist das Urteil schon formell un—

richtig, denn dieser während des Klageverfahrens ergangene Be-

scheid war entgegen der Auffassung des LSG nicht gemäß 5 96 SGG

Gegenstand dieses Verfahrens geworden. Er hat den mit der Klage

angefochtenen Bescheid der Beklagten vom 30. August 1979 weder

abgeändert noch ersetzt. Die Voraussetzungen, unter denen in der

Rechtsprechung des BSG 5 96 SGG über seinen Wortlaut hinaus, vor

allem aus Gründen der Prozeßökonomie, entsprechend angewendet

werden ist (vgl BSG SozR Nr 23 zu 5 96 SGG; SozR 1500 5 96 Nrn 7

und 1“), liegen hier nicht vor. Die Bescheide der Beklagten und

der Beigeladenen betreffen weder denselben Anspruch noch dasselbe

Dauerrechtsverhältnis. Der von der Beklagten abgelehnte Anspruch

auf Nachentrichtung von Beiträgen nach dem WGSVG ist nicht iden—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-8-

tisch mit dem von der Beigeladenen abgelehnten Nachentrichtungs—

ansprucn nach dem deutsch- amerikanischen Sozialversicherungsab-

kommen. Obwohl auch für den letztgenannten Anspruch Vorschriften

des WGSVG(hier 5 10) mit zu prüfen sind (Art 16 Abs 2 Buchst a

der Durchführungsvereinbarung), haben beide Ansprüche nicht die-

selbe Rechtsgrundlage, sondern stehen alternativ nebeneinander.

Die Nachentrichtungsmöglichkeit nach dem Abkommen geht zudem

einerseits über das bisherige Wiedergutmachungsrecht hinaus, weil

für die geforderte Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten nun—

mehr auch amerikanische Beiträge berücksichtigt werden, anderer-

seits verlangt sie zusätzliche Voraussetzungen, nämlich die

amerikanische Staatsangehörigkeit und den gewöhnlichen Aufenthalt

des Versicherten in den USA. Selbst wenn, wie das LSG meint, eine

positive Entscheidung der Beigeladenen die Klägerin gegenüber der

Beklagten klag1os gestellt hätte, würde dies nicht eine Anwendung

des 5 96 SGG rechtfertigen. Die Entscheidung des 4. Senats des

BSG vom 1“. April 1981 (SozR 2200 $ 1630 Nr 3), auf die das LSG

Bezug nimmt, betrifft einen Fall, in dem ein zweiter, später

durch Wohnsitzwechsel zuständig gewordener Versicherungsträger

über einen Teil desselben Prozeßstoffs, eine Dauerrente, ent-

schieden hatte. Diese Voraussetzung, nämlich mindestens teilweise

die Identität des streitgegenstandes‚ liegt hier nicht vor. Das

SG hat somit zu Recht über den vom Klageverfahren nicht erfaßten

Bescheid der
Beigeladenenjvom 1. April 1981 nicht entschieden,

so daß ihn auch das LSG nicht zum Gegenstand seiner Entscheidung

machen durfte,

Den von der Klägerin geltend gemachten Anspruch auf Nachent-
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richtung von Beiträgen nach 5 10 WGSVG hat das LSG mit der Be—

gründung verneint, die bis 1930 ausgeübte rentenversicherungs-

pflichtige Beschäftigung sei nicht aus Verfolgungsgründen unter-

brochen oder beendet worden. Einer auf Verfolgungsgründen beru-

henden Verhinderung, ein neues Beschäftigungsverhältnis einzu-

gehen, hat das LSG keine rechtliche Bedeutung beigemessen, weil

dieser Fall vom Gesetzgeber nicht als Nachentrichtungsgrund iS

der @@9, 10 WGSVG anerkannt worden sei. Diese Begründung reicht

nach Auffassung des erkennenden Senats nicht aus, um die Abwei—

sung der Klage zu rechtfertigen.

Nach der Entstehungsgeschichte des WGSVG, das ein Teil des Wie—

dergutmachungsrechts ist (@ 138 des Bundesentschädigungsgesetzes

-BEG—)‚ hat sich der Gesetzgeber dabei "von dem Bestreben leiten

lassen, das Recht der Wiedergutmachung so zu verbessern, daß den

Sozialversicherten ein voller Ausgleich des Schadens ermöglicht

wird, den sie durch Verfolgungsmaßnahmen in ihren Ansprüchen und

Anwartschaften aus der gesetzlichen Renten- und Unfallversiche—

rung erlitten haben" (BT—Drucks VI/1UH9, S 1 unter A I 2; zu der

Absicht des Gesetzgebers, den Verfolgten mit dem WGSVG eine

möglichst umfassende Entschädigung zu gewähren, vgl auch SozR

5070 5 9 Nr 1, 5 10 Nr 8 und Nr 20, 5 10a Nr 2). Alle Vorschrif-

ten des WGSVG sind deshalb im Lichte dieser Zielsetzung des Ge-

setzgebers auszulegen. Sie ist auch zu berücksichtigen, wenn der

Richter vor der Frage steht, ob ein im WGSVGnicht ausdrücklich

geregelter Sachverhalt unentschädigt bleiben soll oder ob es sich

nicht vielmehr um eine planwidrige Lücke im Gesetz handelt, die

unter Beachtung von Zweck und Systematik des WGSVG zu schließen
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ist (vgl dazu die Ausführungen des BGH in RzW 196“, 323).

Von diesen Grundsätzen ist auch bei der Auslegung der 55 9, 10

WGSVG und der Abgrenzung ihres Anwendungsbereichs auszugehen.

Nach den genannten Vorschriften haben Verfolgte mit einer Versi-

rungszeit von mindestens 60 Kalendermonaten, deren rentenversi-

cherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aus Verfolgungs-

gründen unterbrochen oder beendet worden ist oder die bis zum

Beginn der Verfolgung eine Ausfallzeit nach 5 1259 Abs 1 Nrn 1, 2

oder 3 BVD (oder den entsprechenden Vorschriften der anderen

Rentengesetze) zurückgelegt haben, ein Recht zur Weiterversiche—

rung ($ 9) und ein Recht zur Nachentrichtung von Beiträgen

(5 10). Welcher "Plan" dieser Regelung zugrunde liegt, ist in

einer Entscheidung des Senats vom 26. Oktober 1976 näher ausge-

führt worden (SozR 5070 5 9 Nr 1). Der vorliegende Fall gibt An—

laß zu einer Ergänzung dieser Ausführungen. Danach läßt 5 9 Abs 1

WGSVG erkennen, daß der Gesetzgeber die genannten Rechte nur

Verfolgten hat einräumen wollen, die bereits eine rentenversi-

cherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen hat-

ten und deshalb "nach ihrem Beruf zum Kreis der rentenversiche-

rungspflichtigen Erwerbstätigen gehören" (BT—Drucks aaO, S 3 zu

55 9, 9a). Nicht berücksichtigt hatte demgemäß das wcsvc in der

ursprünglichen Fassung Verfolgte, die sich bei Beginn der Ver-

folgung noch in Ausbildung befanden. Sie sind erst später — durch

das 18. Rentenanpassungsgesetz vom 28. April 1975 (BGBl I

1018) - in das WGSVGeinbezogen worden (5 10a; vgl dazu BT-

Drucks 7/3235, S 2 unter A V, und S 6 unter Nr 7).
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Aber auch diejenigen, die vor der Verfolgung bereits eine ren-

tenversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit ausgeübt hatten, sind

nach 5 9 Abs 1 WGSVG nur berechtigt, wenn sie diese Tätigkeit

entweder bis zum Beginn der Verfolgung fortgesetzt hatten, ihre

Tätigkeit also "aus Verfolgungsgründen unterbrochen oder beendet

worden ist", oder aber wenn sie bis zum Beginn der Verfolgung

eine Ausfallzeit nach 5 1259 Abs 1 Nrn 1, 2 oder 3 BVD zurückge-

legt hatten, weil ihre versicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit vorher durch eine krankheitsbedingte Arbeitsunfähig-

keit, durch eine Schwangerschaft oder durch eine mindestens ein-

monatige Arbeitslosigkeit "unterbrochen" worden war. Die Gleich-

stellung dieser zweiten Gruppe von Verfolgten mit den noch bei

Beginn der Verfolgung Erwerbstätigen zeigt, daß der Gesetzgeber

die Anwendung des 5 9 WG3VGnicht von dem — häufig zufälligen —

Umstand hat abhängig machen wollen, daß der Beginn der Verfolgung

gerade mit einer Zeit der Erwerbstätigkeit zusammenfällt.

Andererseits hat er von den in diesem Zeitpunkt nicht beschäf-

tigten Verfolgten nur solche berücksichtigen wollen, deren Be-

schäftigung lediglich "unterbrochen" war, die also nur vorüber—

gehend (zeitweise) keine Beschäftigung ausgeübt hatten, die je—

doch - eben weil nur eine "Unterbrechung" und keine Beendigung

der Beschäftigung vorlag - noch nicht aus dem Kreis der ver—

sicherungspflichtigen Erwerbstätigen ausgeschieden waren (wie zB

die in S 1259 Abs 1 Nrn 5 und 6 BVG genannten Rentenbezieher, die

deshalb auch in € 9 WGSVGnicht erwähnt sind). Damit gewinnt das

Merkmal der Zugehörigkeit zum Kreis der rentenversicherungs—

pflichtigen Erwerbstätigen, auf das auch die Begründung zu 5 9

WGSVG abhebt, für dessen Auslegung und Anwendung entscheidende

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-12-

Bedeutung.

Das gilt insbesondere für Fälle, die der Gesetzgeber in 5 9 WGSVG

nicht ausdrücklich geregelt hat, namentlich für den — hier vor—

liegenden - Fall, daß ein bisher versicherungspflichtig Beschäf-

tigter eine nicht versicherungspflichtige (weitere) Ausbildung

aufgenommen hat. Waren dafür Verfolgungsgründe maßgebend gewesen,

wie häufig bei Verfolgten in der Zeit nach 1933, so bestehen ge—

gen eine unmittelbare Anwendung des 5 9 WGSVG keine Bedenken (vgl

den vom Senat am 17. März 1981 entschiedenen Fall einer vor der

Auswanderung absolvierten Ausbildung, 12 RK 13/80, Amtl. Mitt LVA

Rheinpr 1982, 230). Hatte dagegen bei Beginn der Ausbildung noch

keine Verfolgung vorgelegen (wie im Falle der 1930 in die USA

ausgereisten Klägerin), so kommt nur eine entsprechende Anwendung

des 5 9 WGSVG in Betracht.

Sie setzt nach dem Gesagten voraus, daß der Auszubildende bis zum

späteren Beginn der Verfolgung zum Kreis der rentenversiche-

rungspflichtigen Erwerbstätigen gehört hat. Das aber ist nach

Ansicht des Senats (nur) anzunehmen, wenn bei Antritt der (wei—

teren) Ausbildung deren Ende absehbar war und der Auszubildende

bis zum Einsetzen der Verfolgung die Absicht gehabt hat, nach

Abschluß der Ausbildung wieder in eine rentenversicherungs-

pflichtige Erwerbstätigkeit zurückzukehren. Nur dann kann nämlich

die Ausbildungszeit noch als eine - zwischen mehrere Beschäfti-

gungen eingeschobene - vorübergehende "Unterbrechung" einer ver-

sicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit angesehen und der Auszu-

bildende noch zum Kreis der versicherungspflichtigen Erwerbstä-
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tigen gerechnet werden. Daß eine - bis zum Beginn der Verfolgung

vorhanden gewesene — Rückkehrabsicht wegen der Verfolgung nicht

verwirklicht und deshalb die unterbrochene Erwerbstätigkeit nicht

fortgesetzt worden ist, kann dem Verfolgten entgegen der Ansicht

des LSG nicht zum Nachteil gereichen. Auch der BGH hat in einem

solchen Fall (vorübergehende Unterbrechung der Erwerbstätigkeit

zum Zwecke der beruflichen Weiterbildung im Ausland) den an der

Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit aus Verfolgungsgründen

verhinderten Verfolgten einem Arbeitslosen iS des 5 88 Nr “ EEG

gleichgestellt und demgemäß für entschädigungsberechtigt gehal—

ten; dabei hat er auch eine längere Unterbrechung von mehreren

Jahren noch als vorübergehend angesehen (RzW 196“, 322, 323).

Liegen die genannten Voraussetzungen vor, so scheitert eine ent-

sprechende Anwendung des $ 9 WGSVGnicht daran, daß eine zum

Zwecke einer (weiteren) Ausbildung erfolgte Unterbrechung der

Beschäftigung in der Regel auf einem freien Entschluß des Ver-

sicherten beruht, was bei den in 5 9 WGSVGausdrücklich genannten

Unterbrechungstatbeständen, insbesondere bei einer Arbeitsun-

fähigkeit und Arbeitslosigkeit, im allgemeinen nicht zutrifft. In

der schon genannten Entscheidung vom 26. Oktober 1976 hatte der

Senat die Frage noch offen gelassen, ob nur solche Unterbrechun—

gen der Beschäftigung, auf die der Betreffende regelmäßig keinen

Einfluß hat, den gesetzlich geregelten Tatbeständen gleichzu-

stellen sind. Die frühere Entscheidung betraf einen Verfolgten,

der im Anschluß an eine versicherungspflichtige Beschäftigung

eine - als Ersatzzeit angerechnete - Arbeitsdienstzeit abzulei-

sten gehabt hatte; "zumindest" für Fälle dieser Art hatte der
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Senat damals eine entsprechende Anwendung des 5 9 WGSVGbejaht

(SozR aaO, S 2). Das gleiche muß aber nach Ansicht des Senats

auch für freiwillige Unterbrechungen der Beschäftigung gelten;

denn in der — für die Anwendung des 5 9 WGSVGentscheidenden —

Frage, ob trotz einer vorübergehenden (zeitweisen) Unterbrechung

der Beschäftigung die Zugehörigkeit zum Kreis der versicherunge-

pflichtigen Erwerbstätigen fortbestanden hat, macht es keinen

rechtlich erheblichen Unterschied, ob die Unterbrechung frei-

willig oder unfreiwillig erfolgt ist (vgl auch das schon genannte

Urteil des BGH, das ebenfalls nicht zwischen einem arbeitslosen

und einem wegen einer weiteren Berufsausbildung zeitweise nicht

erwerbstätig gewesenen Verfolgten unterscheidet). Andererseits

erfordern der - bereits erwähnte — Zweck des WGSVG, den Ver-

folgten des NS-Regimes eine möglichst vollständige und umfassende

Entschädigung zu gewähren, und eine am Gerechtigkeitsgedanken

orientierte Gleichbehandlung aller Verfolgten (Art 3 GG) die

Einbeziehung auch freiwilliger Unterbrechungsfälle in den An-

wendungsbereich des 5 9 WGSVG (zu dessen verfassungskonformer

Ergänzung vgl SozR aaO, S H). Diese Vorschrift ist somit auch

dann anwendbar, wenn ein Verfolgter seine bisherige rentenver-

sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit freiwillig

unterbrochen und eine (weitere) nicht versicherungspflichtige,

aber ihrer Dauer nach absehbare Ausbildung aufgenommen hatte,

sofern er die Ausbildung bis zum Beginn der Verfolgung fortge-

setzt und mit ihr die — von ihm glaubhaft zu machende ($ 3

WGSVG) - Absicht verbunden hatte, nach ihrem Abschluß wieder in

eine versicherungspflichtige Erwerbstätigkeit einzutreten.
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Im Falle der Klägerin steht bisher nur fest, daß sie bis Juli

1930 rentenversicherungspflichtig beschäftigt war und rassisch

Verfolgte ist. Ihre Verfolgung kann frühestens mit der national-

sozialistischen Machtergreifung im Jahre 1933 begonnen haben. Ob

sie damals tatsächlich begonnen hat (die Beklagte hat dies of-

fenbar angenommen, da sie eine Verfolgungszeit ab 1. Februar

1933 anerkannt hat), hängt davon ab, ob die Klägerin seinerzeit

(noch) eine Rückkehr nach Deutschland ernstlich beabsichtigt und

davon nur wegen einer ihr damals drohenden Verfolgung abgesehen

hat (vgl BSGE HM, 236). Ist dies der Fall gewesen, so genügt dies

allein noch nicht für die Anwendung des 5 9 WGSVG, und zwar

selbst dann nicht, wenn die früher versicherungspflichtig ge—

wesene Klägerin durch ihren - nunmehr unfreiwillig gewordenen —

Auslandsaufenthalt zugleich an der weiteren Teilnahme am

deutschen Arbeitsleben (durch Wiederaufnahme einer versiche-

rungspflichtigen Erwerbstätigkeit) gehindert worden ist. Die An—

wendung des 5 9 WGSVGerfordert vielmehr nach dem vorher Ausge-

führten außerdem, daß der Verfolgte entweder bis zum Beginn der

Verfolgung eine rentenversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit

ausgeübt oder bis dahin mindestens zum Kreis der rentenversiche-

rungspflichtigen Erwerbstätigen gehört hat. Im Falle der Klägerin

kommt nur das letztere in Betracht, wäre aber auch zu bejahen,

wenn ihr Aufenthalt in den USA ihrer weiteren, der Dauer nach

absehbaren Berufsausbildung gedient und sie von vornherein die

- auch später nicht aufgegebene — Absicht gehabt hatte, nach Ab-

schluß der Ausbildung nach Deutschland zurückzukehren und dort

wiederum eine rentenversicherungspflichtige Tätigkeit auszuüben,

daran jedoch durch einen unfreiwilligen Auslandsaufenthalt ge-
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hindert worden ist. Ob diese Voraussetzungen bei der Klägerin

vorgelegen haben, kann der Senat mangels ausreichender tatsäch-

licher Feststellungen nicht entscheiden. Er hat deshalb den

Rechtsstreit an das LSG zurückverwiesen, das zunächst die not-

wendigen Feststellungen nachzuholen hat und bei der abschlie-

ßenden Entscheidung auch über die Kosten des Revisionsverfahrens

mitentscheiden wird.
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